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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im September 2018 gaben das BAV, die Post und die Konferenz der kantonalen
Direktoren des öffentlichen Verkehrs bekannt, eine Rahmenvereinbarung zur
Zurückzahlung der von PostAuto unrechtmässig erhaltenen Subventionsgelder
(«Postauto-Skandal») ausgearbeitet zu haben. Die Summe belief sich auf CHF 188.1
Mio.: CHF 90.5 Mio. musste die Post für die Zeit von 2007 bis 2015 CHF für die Sparte
Regionalverkehr zurückzahlen, CHF 16.6 Mio. für die gleiche Periode für Rückleistungen
für ungerechtfertigte Umbuchungen im Orts- und Auftragsverkehr und CHF 26.8 Mio.
für Strafzinsen. Für die ab 2016 mit einer eigens eingeführten Holdingstruktur und
durch überhöhte Transferpreise erlangten unrechtmässigen Subventionsbezüge muss
die Post weitere CHF 54.3 Mio. an Bund und Kantone zurückzahlen. 
Zudem bezahlt die Post freiwillig zusätzliche CHF 17.2 Mio., um unrechtmässige Bezüge
vor 2007 abzugelten. Diese wären rechtlich verjährt, doch die Post wolle guten Willen
zeigen und «Vertrauen schaffen für einen Neuanfang», so Verwaltungsratspräsident
Schwaller. Der Gesamtbetrag der Rückzahlungen beläuft sich damit auf CHF 205.1 Mio.
Die Post gab am 18. Dezember 2018 bekannt, dass alle Kantone und der Bund die
Vereinbarung unterschrieben hätten und die Post die Beträge innerhalb von 30 Tagen
zurückzahlen werde. 1
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